
I/2026 LPT 08. und 09. Mai 2026

Antrag 113/I/2026 Abt. 12/01 Borsigwalde/Tegel-Süd

Einschränkung des fliegenden Gerichtsstandes in Äußerungsangelegenheiten

Beschluss:

Die SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag und die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung werden dazu auf-

gefordert, den „fliegenden Gerichtsstand“ (§ 32 ZPO) für äußerungsrechliche Fälle dahingehend einzuschränken, dass nicht

mehr eine freieWahl des Gerichtsstandes möglich ist.
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